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In dem Rechtsstreit

DecoanooooOooooooooooooooaaaooooaoooolocccooo

Kläger und Revisionskläger,

‚ ' g e g e n

°.ao°oooaao°ooooooooo■oooooaoaoaooooooooaooooo

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 4„ Senat des Bundessozialgerichts auf—
grund der mündlichen Verhandlung vom 90 März

1966 durch

Senatspräsident P e n g u i t t
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter S c h m i t t und
"’\Bundesrichter Dr„ h c k e r ,

Bundessozialrichter Dr° K a i s e r und

Bundessoziulrichter Z 0 1 l e n k o p f

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—
PTalz vom 70 Oktober W963 wird aufgehobeno

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung

Und Entscheidung an das Landessozialgericht

Zurückverwieseno
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Es ist streitig, ob dem Kläger die wegen Berufsunfähigkeit ge—
währte Rente entzogen werden durfteo

Der Kläger ist im Jahre 1915 geboren" Nach seiner Schulentlas—

sung arbeitete er zunächst 5 Jahre in der elterlichen Land—

wirtschaft und im Weinbau„ Von 1954 bis 1955 war er Pflasterer,

danach im Reichsarbeitsdienst und von 1956 bis 1957 wieder
_Pflasterero Anschließend leistete er bis 1946 Wehrdiensto Wegen

einer Schußverletzung bezieht er eine Versorgungsrente nach

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) von 50 VOH„ Von

1946 bis 1959 war der Kläger erneut als ETlasterer„(Böschung„—

pflasterer) beschäftigto

Durch Bescheid vom 120 Oktober_196o bewilligte ihm die Bekltgte

Rente wegen Berufsunfähigkeito In dem der Rentengewährung zu—

grunde liegenden ärztlichen Gutachten ist ausgeführt, der Klä—

ger sei wegen von der Wirbelsäule ausgehender Beschwerden als

Pflasterer nicht mehr einsatzfähig, er könne aber noch leichte

und mittelschwere Arbeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes

ohne schweres Heben und Tragen verrichteno

Seit Februar 1961 ist der Kläger bei dem Bundesamt für Wehr—

technik und Beschaffung (EWE) in Koblenz als Arbeiter in der
Formularverwaltung beschäftigte Sein Stundenlohn betrug im

April 1961 2,52 DMO

Mit Bescheid vom 80 Januar 1962 entzog die Beklagte die Ver—
sichertenrente von Ende Februar 1962 an, weil Berufsunfähig—

keit nicht mehr vorliegea

Mit der hiergégen gerichteten Klage hat der Kläger vorgebracht,

er sei trotz seiner Beschäftigung beim BWB noch berufsunfähig,

denn er erziele dort nicht die Hälfte des Lohnes, den er als

Böschungspflasterer — übertariflich mit 6,—— DM Je Stunde —
verdienen könnte°
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Das Sozialgericht (SG) Koblenz hat den Entziehungsbescheid
aufgehoben und die Beklagte zur Weitergewährung der Rente

verpflichtetn Das Landessozialgericht (LSG) Rheinland—Pialz

hat durch Urteil vom 7„ Oktober 4965 die erstinstanzliche

Entscheidung aufgehoben und die Klage abgewiesen„ Zur Be—

gründung hat es ausgeführt: Die in 5 1286 Abso ? der Reichs—

ve*sicherungsordnung (EVO) zur Rentenentziehung geforderte

Änderung der Verhältnisse sei darin zu sehen, daß der Klä—

ger neue Kenntnisse und Fähigkeiten erworben habea Als ihm

Rente bewilligt werden sei, sei er aus seinem bisherigen

Beruf herausgerissen und ohne Beschäftigung geweseno Jetzt

arbeite er vieder, und zwar weder auf Kosten seiner Gesund—

heit noch werde er von seinem Arbeitgeber nur aus sozialen

Erwägungen — trotz fortbestehender Derufsunfähigkeit — bee

schäftigto Es könne nicht eingewendet werden, die Arbeit

beim BWB setze keine Kenntnisse und Fähigkeiten voraus,

die der Kläger zur Zeit der Rentenbewilligung nicht bereits

gehabt hätte° Wenn er auch lediglich in der Formularebtci—

lung mit dem Auspacken und Verteilen von Formularen betreut

sei, so sei doch hierfür ebenfalls eine Einarbeitung erfor—

derlich gewesen; denn es könne nicht davon ausgegangen wer—
den, daß ein Böschungspflasterer die Kenntnisse und Fähig—

keiten für eine Verwendung als Eüroarbeiter in einer grö£„—

ren Behörde mitbringe„ — Der Kläger sei auch nicht mehr

berufsuni‘ähig° Bei der Ermittlung des Lohnes der Vergleichs?

person komme es nicht auf den Lohn an, der durch Überstun—

den, Ieistungszuschläge und dergleichen insgesamt erreicht

werden könne, vielmehr auf den Normallohno Dieser müsse

aus den Tarifverträgen ermittelt werden, und zwar schon

deshalb, weil auch die Versicherungsbeiträge grundsätzlich

nach dem Tariflohn, Jedenfalls aber nicht nach dem tatsäch—
lichen lohn einschließlich aller Nebenleistungen entrichtet

würdeno Die tatsächlichen Löhne könnten auch wegen i'“es
-Schwankens nicht zum Vergleich herangezogen werdena Sie seien

ht allein von der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung

5’3, sondern auch in den einzelnen Berufsgruppen vers hie—

deno Im vorliegenden Streitfalle kämen die Löhne nicht nur

_ 4 _
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der Pflasterer, sondern auch der Versicherten mit ähnlicher

Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und Fähigkeiten, also

des gesamten Baugewerbes in Betrachto Dadurch ergaben sich wit—

terungsbedingte und örtliche Unterschiede, die eine verläßliche,

für die Rechtsanwendung brauchbare Gegenüber$ellung der Einkom—

menszahlen unmöglich machteno Nach der Lohntabelle für das Bau—

gewerbe betrage der Tariflohn eines Pflasterers im Alter des Klä—

gers durchschnittlich 5,79 DM je Stunde in der Örtsklasse IO Die

Hälfte dieses Normallohns überschreite der Kläger deutlich; denn

er habe am 10 Oktober 1962 2,55 DM verdient und verdiene Jetzt

2,70 DM„ — Die Tätigkeit des Klägers beim BWB entspreche seinen

Kräften und Fähigkeiten; sie sei ihm auch zumutbaro Abgesehen

davon, daß der Kläger selbst sich diese Tätigkeit zumute und sie
nicht als sozialen Abstieg empfinde, ergebe sich bei Berücksich—

tigung des sozialen Ansehens der neuen Tätigkeit, der Sicherheit

des Arbeitsplatzes sowie des Arbeitseinkommens des Klägers, daß

er keinen unzumutbaren sozialen Abstieg erfahren habe() Der Ver—

lust an Einkommen, den er habe hinnehmen müssen, überschreite

nicht den gesetzlichen Rahmen (Kälftc)o Seine jetzige Tätigkeit

habe den Vorteil, daß sie Witterungs— und jahreszeitunabhängig

sei" Sie stelle außerdem erheblich geringere Anforderungen an

seine körperlichen Kräfteo Es bestehe für den Kläger nicht meir

in demselben Ausmaß wie früher die Gefahr, daß er unangemessen

früh aus dem Arbeitsleben ausscheiden müssen Auch die soziale

und gesellschaftliche Wertung der Tätigkeit eines Verwaltungsar—

beiters bei einer Bundesbehörde sei — jedenfalls nach deutscher

Auffassung — nicht wesentlich niedriger als die eines Eflastercrs„—

Das LSG hat die Revision zugelassen‚

Der Kläger hat Revision eingelegt und rügt eine Verletzung des

% 1286 Abs" 1 Satz 1 BVD mit folgenden Ausführungen: Selbst
wenn man mit dem LSG eine maßgebliche "Änderung der Verhältnis—

ll

se darin sehe, daß er seit Anfang 1961 als Hilfsarbeiter beim

EWE tätig sei, so fehle es doch an dem weiteren Erfordernis des

5 1286 Abs„ 1 Satz 1 RVG, daß er infolge dieser Änderung in den

Verhältnissen nicht mehr berufsunfä ig sei° Seine jetzige Tätig—

.—5'—
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keit beim BWB könne schon deshalb die Berufsunfähigkeit

nicht ausschließen, weil er als angelernter Spezialar—

beiter, der ein langes Berufsleben hindurch die Arbeiten

eines gelernten Handwerkers ausgeübt habe und entsprechend

entlohnt worden sei, zumutbar auf jene Tätigkeit nicht ver—

wiesen werden könne„ Außerdem könne er mit seiner jetzigen

Arbeit die gesetzliche Lohnhälfte nicht verdieneno Es kom—

me nämlich — entgegen der Auffassung des LSG — nicht auf

den Tariflohn der Vergleichsperson, sondern auf deren
_

Durchschnittslohn — einschließlich der Zuschläge und sonsti-

gen Vergünstigungen — ano Dies folge ua auch daraus, daß

für ihn Beiträge zur Sozialversicherung nicht nach einem

durchschnittlichen Tariflohn, sondern nach seinem tat—

sächlichen Lohn in Höhe von 4,80 bis 6,—— DM je Stunde ent—

richtet worden seiena

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung

der Beklagten gegen das Urteil des SG Koblenz zurück—

zuweiseno

Die_Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

ie bezieht sich im wesentlichen auf die Entscheidungsgründe

Berufungsurteilso

Die Revision ist begründeto

Die Entziehung einer Versichertenrente setzt nach 5 1286
Abs„ 4-Satz ? EVO voraus, daß der Empfänger ”infolge einer
Änderung in seinen Verhältnissen nicht mehr berufsunfähig

ist“„ Daß sich der Gesundheitszustand des Klägers in der
Zeit nach der Bewilligung der Rente — Oktober 4960 — gebes—

sert oder der Kläger sich seitdem an sein Wirbelsäulenlei—

den “gewöhnt” hätte, hat das LSG nicht festgestellt„ Eine

die Erwerbsfähigkeit erhöhende Änderung in den Verhältnissen

des Rentenempfängers liegt nicht bereits in der Aufnahme einer

Beschäftigung als solCher — etwa in der Arbeitsaufnahme beim

_ 6 _
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BWB —, sie kann aber in dem Erwerb neuer Kenntnisse und Fähig—

‚-keiten gesehen werden (BSG 5, 75, 81; 6, 25, 27; SozR EVO
5 1295 aF Nro 4)„ Das LSG hat angenommen, der Kläger habe sich

durch seine jetzige Beschäftigung neue Kenntnisse und Fähigkei—

ten erworben, es hat seine Annahme aber unzulänglich begründeto

Zur Begründung reicht weder die Feststellung aus, daß ”eine

Einarbeitung erforderlich“ gewesen sei, noch die — offenbar

als Efahrungssatz verstandene — Annahme, ein Böschungspflaste—

rer bringe nicht ohne weiteres die Kenntnisse und Fähigkeiten

mit, die seine Verwendung als Verwaltungsarbeiter in einer

Behörde erlauben Selbst wenn man von einem solchen Erfahrungs—

satz ausgehen wollte, so würde er noch nicht besagen, daß ein

Böschungspflasterer nicht wenigstens in der Lage wäre, die

dem Kläger — nach den getroffenen Feststellungen — obliegenden

Arbeiten auszuführen, nämlich Formulare auszupacken und zu
verteileno Zur Beurteilung, ob der Kläger Kenntnisse und Fä—

higkeiten erworben hat, die seine Verwendungsfähigkeit er—
höhen und sich auf seine Erwerbsfähigkeit positiv auswirken,

bedarf es einer näheren Aufklärung, welcher Art die Arbeit

des Klägers beim BWB ist und welche Einarbeitungsmaßnehmen

und —dauer eine solche Beschäftigung voraussetzto Die fehlen—

de Sachaufklärung muß in der Tatsacheninstanz nachgeholt

werden, '

Nur, wenn eine "Änderung in den Verhältnissen“ des Klägers
vorliegt, kommt es auf eine Prüfung des Fortbestehens der Be—

rufsunfähigkeit ano Auch in dieser Hinsicht ist eine ab—
schließende Beurteilung des Streitfalles nach den bisherigen

Feststellungen nicht möglicho‘Der von dem Kläger unmittelbar

vor der Rentengewährung 15 Jahre lang ausgeübte Beruf des

Pflasterers ist ein anerkannter Lehrberuf (Molle, Wörterbuch

der Berufsbezeichnungen S0 154; Decken, Berufslexikon 1957

S, 289)„ Der Kläger hat zwar‚in seinem Beruf keine durch eine

Prüfung abgeschlossene Lehrzeit zurückgelegt, er war aber voll—

wertig eingesetzt und ist wie ein gelernter Pflasterer — nach

seiner vom LSG nicht als widerlegt angesehenen Behauptung so—

gar über Tarif - entlohnt worden° Unter diesen Umständen ist

_7_
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er in der Frage der Verweisbarkeit einem gelernten Hand—

werker im wesentlichen gleichzustellen (vgl° BSG 47, 41),

was aber nicht ausschließt, daß er auch auf ungelernte

Arbeiten verwiesen werden kann, sofern diese sich aus dem

Kreis einfacher Tätigkeiten deutlich hcrausheben (BSG SozR

EVO 5 4246 Nrno 26 und 52), Ob die Tätigkeit eines Verwal—

tungsarbeiters des BWB dieses Merkmal trägt, läßt sich

aufgrund der bisherigen Feststellungen des LSG noch nicht

beurteileno Es wird näher aufzuklärcn sein, welcher Auf—

gabenbereich — über den dem Kläger übertragenen Formular—

transport hinaus — einem Verwaltungsarbeiter beim BWB

zukommt,

Sollte der Kläger nicht auf seine jetzige Beschäftigung

zumutbar verwiesen werden können, so wird zu prüfen sein,

ob nicht eine andere — verantwortungsvollere und deshalb

zumutbare — Arbeit für ihn in Betracht kommto

Im Hinblick auf die Vielzahl der möglichen Ergebnisse der

noch ausstehenden Sachaufklärung sieht sich der Senat

nicht veranlaßt, schon jetzt zu der Frage Stellung zu
nehmen, wie gegebenenfalls der Lohn der sog° Vergleichs»

person zu ermitteln ist, Es sei lediglich bemerkt, daß,

wenn die in Betracht kommende Berufsgruppe — wie der Klä—

ger vorbringt — allgemein und regelmäßig übertariflich ent—

lohnt werden sollte, zu erwägen sein wird, ob nicht der

sich hieraus ergebende Durchschnittslohn den Vorzug vor
dem Tariflohn verdiento

Da noch Beweise zu erheben und tatsächliche Feststellun—

gen zu treffen sind, muß der Rechtsstreit unter Aufhebung
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des angefochtenen Urteils zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung — auch über die Kosten des Revisionsverfahrens —
an das LSG zurückverwiesen werden°
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